Anlage 1 zu GRDrs 269/2011

Resolution des Gemeinderats der Landeshauptstadt Stuttgart (LHS) zur Übertragung der Aufgabenträgerschaft für die SSB-Verkehre auf den Verband Region Stuttgart

Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Stuttgart lehnt - wie bereits 2003 - ausdrücklich die Übertragung der alleinigen Aufgabenträgerschaft für den ÖPNV in der Region Stuttgart auf den Verband Region Stuttgart ab. 

Der Verband Region Stuttgart ist zuständig für den regional bedeutsamen öffentlichen Personennahverkehr, der die S-Bahn und weitere regional bedeutsame Schienennahverkehre mit Ausgangs- und Endpunkt innerhalb des Verbandsgebietes umfasst. Eine darüber hinausgehende Übertragung der Aufgabenträgerschaft für die SSB-Verkehre ist als Eingriff in die Kommunale Selbstverwaltungsgarantie, des Stadtkreises Stuttgart, nicht zulässig. Der verfassungsrechtliche Schutz der kommunalen Selbstverwaltung umfasst den kommunalen Personennahverkehr als Teil der Daseinsvorsorge. 

Wir haben in der Region Stuttgart seit Jahrzehnten einen Nahverkehr aus einem Guss, mit einem gemeinsamen Fahrplan, Tarif und Angebot. Die sieben Aufgabenträger im VVS, bestehend aus der Stadt Stuttgart, den Landkreisen Ludwigsburg, Esslingen, Böblingen und Rems-Murr, dem Verband Region Stuttgart und dem Land Baden-Württemberg, arbeiten seit vielen Jahren im Mischverbund erfolgreich zusammen. Ein gemeinsamer VVS-Tarif gilt für alle S-Bahnen, Stadtbahnen, Busse und Nahverkehrszüge in der Region Stuttgart. Der VVS steht in ständigem Dialog mit den Verkehrsunternehmen, um das Leistungsangebot zu koordinieren. Ein durchgängiger und abgestimmter Fahrplan schafft eine hohe Angebotsqualität. Diese konstruktive Zusammenarbeit aller Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen gewährleistet, dass die vielfältig berührten Interessen ausgewogen berücksichtigt werden, und hat wesentlich dazu beigetragen, dass der Nahverkehr in der Region Stuttgart einer der besten in der Republik ist. Die Fahrgäste honorieren es mit wachsenden Fahrgastzahlen. Heute sind es über 326 Mio. Fahrgäste im Jahr, die mit dem VVS auf Achse sind.
Die enge Verzahnung der Landeshauptstadt Stuttgart mit der SSB auf den Gebieten Städtebau, Verkehrsplanung und -steuerung, Infrastruktur u. v. a. m. ist eines der Erfolgsgeheimnisse des guten öffentlichen Nahverkehrs in Stuttgart. Stuttgart hat damit einen der höchsten Nahverkehrsanteile der Städte in der Bundesrepublik und beste Werte beim Kundenbarometer. 

Wenn der VRS Aufgabenträger würde, müsste die Verzahnung aufgegeben werden und die Stadt könnte ihre ÖPNV-Strategie nicht mehr unmittelbar steuern und verantworten. Die Leistungen der SSB müssten europaweit ausgeschrieben werden, weil der VRS keine Direktvergabe der Stuttgarter Verkehrsleistungen an die SSB vornehmen könnte, da er das Kontrollkriterium der EU-VO 1370 (Kontrolle über das beauftragte Verkehrsunternehmen wie über eine eigene Dienststelle) nicht erfüllt. Diese Ausschreibung könnte nur dann diskriminierungsfrei erfolgen, wenn bei der SSB die Infrastruktur und der Betrieb getrennt, also die SSB in ihrer heutigen erfolgreichen integrierten Struktur zerschlagen würde. Dies, sowie die Ausschreibung würden hohe Remanenzkosten verursachen, die die LHS tragen müsste. Dies lehnt die LHS ab.

Eine finanzielle Entlastung der bisherigen Aufgabenträger würde nicht eintreten. Die Verkehrsumlage des VRS, die in den letzten 15 Jahren um rd. 115% gestiegen ist, würde weiter überproportional zulegen und von den bisherigen Aufgabenträgern bezahlt werden müssen, die dann aber keinen direkten Einfluss auf die Ausgestaltung des Verkehrs mehr hätten. Die Grundregel „wer bestellt, bezahlt“, die im Grundsatz auch zwischen öffentlich-rechtlichten Körperschaften gilt, würde damit außer Kraft gesetzt. 

Die Landeshauptstadt Stuttgart setzt im Interesse der Bürgerinnen und Bürger weiterhin auf einen guten öffentlichen Personennahverkehr mit einem wirtschaftlich geführten, kundenorientierten und integrierten Einheitsunternehmen im Eigentum der Stadt. Dies hat der Gemeinderat zuletzt mit seiner am 6. November 2009 beschlossenen Eigentümererklärung für die SSB zum Ausdruck gebracht, die bis zum 31.12.2018 gilt. 

Die Landeshauptstadt Stuttgart bittet daher den Landtag, von einer Änderung der Aufgabenträgerschaft für die SSB-Verkehre abzusehen. 
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